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eorg Pıcht und die Folgen
Von der ersten ZUT: zweıten deutschen Bıldungskatastrophe

Als eorg Picht VOL ıMO Jahren den Begriff der „Bildungskatastrophe“ pragte, ahnte
ohl selbst nıcht, daß damıt eın Schlagwort in Umlauf SCEUZTEG; das W1e kaum ein

anderes die gyesellschafts- und bildungspolitische Szene der Bundesrepublik bıs 1in die
Gegenwart hınein beherrschen würde. Für die Politiker aller Rıchtungen Wr damals
mehr als eın Lippenbekenntnis, sıch MIt Vehemen-z auft eın bıs dahın tatsächlich VCI-

nachlässigtes Gebiet sturzen un ZUur Profilierung der eigenen Parte1ı utzen

Unstreıtıig hat dann Staat noch nNn1ıe große Anteile des Bruttosozialprodukts
in das Bıldungswesen investiert w1€e 1ın den etzten Jahren. Und das Ergebnis: Das
Abitur als Befähigungsnachweis un als Berechtigungsschein für eın Unıiversıitäts-
studıium 1st gegenstandslos yeworden verstopfte Studiengänge MIiIt dem totalen Nu-

clausus WwWwaAarten auf MS Abiturienten. Für die nächsten Jahre rechnet INa  }

M1t 130 01010 ewerbern hne Studienplatz. Zu Anfang 1974 hatte der damalige Wıs-
senschaftsminister V, Dohnanyı behauptet, da{ß WIr ZWAr VOTLT gewl1ssen Problemen der
Umverteilung stünden, da{fß aber jeder Studienwillige mMIiIt einem Studienplatz rechnen
könne. Und WI1e sıeht heute ım Jahr 1975 aus” Selbst Abiturienten MIt der urch-
schnittsnote 1,6 bleiben VO Medizinstudium ausgeschlossen. Dıie Jagd auf die
Zehntelpunkte dieser 1mM übrigen pädagogisch nıchtssagenden Note hat 1n den Schulen
schon begonnen mMit al den bedenklichen Folgen des egoistischen Durchboxens, der tak-
tischen Tarnung der eigenen Meınung, der Abwertung VO 'Toleranz un Kamerad-
chaft urz Es droht der Ausverkauf al der Verhaltensweisen, die 1m Sozialkunde-
unterricht der Gymnasıen 1117 UVOoO noch als demokratisch erwünscht hochgelobt
worden.

Sollte eorg Pıcht das alles gewußt un: gewollt haben? Sollte Hunderttausende 1n
die Sexten der Gymnasıen gelockt haben, S1e dann VOT den verschlossenen Hörsälen
der Universitäten allein lassen? Sollten diese Fakten das Ergebnis elines VO  3 Staats
n forcierten Bildungsbooms sondergleichen sein? Es 1sSt 1U die eIit für 1ne Aus-
einandersetzung MI1It al dem, W 4s seIit 1964 VO  3 eorg Pıcht oder auch LLULr 1in seinem
Namen MIt publizistischem Raffinement 1nNs Werk geSsetZLt worden 1St. Dabei handelt
sıch aber beileibe nıcht die „rıtuelle Schlachtung eines Sündenbocks“, W1e Pıcht uer-

dings die gegenwärtıge Kritik seinem Bıldungsprogramm apostrophiert hat

Vgl Flitner, Abıtur VOoOr dem Ruin, 1: Dıi1e Zeit 1974, Nr Z 13
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Pichts Programm VO  ; 1964

7Zunächst dürfte N zweckmäßßıig se1n, uns über den ZU Schlagwort gewordenen Na-
TNCN eorg Picht hınaus ZENAUCI informieren, W as der Inhalt se1nes Programms VO  $

1964 iSt, das 1in der berühmt-berüchtigten „Bildungskatastrophe“ xipfelt. Picht trif}t}
zunächst die Feststellung, daß 1mM Jahr 1961 670 01010 Schüler VO  w 27672 01010 Lehrern
unterrichtet wurden W 4S eiınem Schnitt VO eLIWwW2 33 Schülern DIO Lehrer entspricht.
TDDas iSt ZWAar für das Jahrhundert ine bedenkliche Relation, stellt aber hierzulande
nıchts sonderlich Beunruhigendes dar Picht zieht U  —$ die Bedarfsfeststellung der Kul-
tusmiınıster heran, nach der die Schülerzahl bıs 1970 Ul  3 Millionen ansteigen soll
Danach benötigten WIr semäß eıner errechneten Mittelwert-Relation 470 01010 Lehrer:
collten auch Ur geringe Verbesserungen 1ın der Schüler-Lehrer-Relation anvisıert WEeli-

den, würden schon mehr als 500 000 Aufgrund der Statistik rechnet Picht Aaus,
dafß samtlıche Hochschulabsolventen der Jahre L E E Lehrer werden müßten,
die Schulen der Bundesrepublik ausreichend vVETrSOTSCIL. Picht weifß natürlich die

Unmöglichkeıt dieses Zahlenspiels. Wenn außer den Schulen auch Verwaltung un
Wirtschaft uNnseIcS Landes MI1t Akademikern ve  5 seıin wollen, annn die Lösung
des Problems NUur 1n der Erhöhung der Abiturientenzahl 50 000) lıegen.

Damıt taucht der Begrift auf, der sıch VO da w1e eın Faden durch das anz:
Programm zieht: Dıie Verdoppelung der Abiturientenzahl. Diese Verdoppelung 1St frei-
lıch, W1e Pıcht celbst zug1bt, ine „Feststellung VO  3 ungeheurer Tragweıte“, deren Aus-

wirkung aut Bildungssystem sich durchaus bewufßt ist; denn sieht „Aaus den

ugen gehen“. Interessant wiırd hier der entsprechende ezug TE Gegenwart: Fur das

Jahr 1973 wı1es das Statistische Bundesamt schon 130 01010 studierwilliıge Abiturienten
aus, für 1974 138 0]0]08 das heißt, WIFr nähern u11l eıner Verdreifachung, Pıcht NUur die
Verdoppelung gefordert hatte. Sollte da schon 2ne Ursache unNnserert heutigen, der 7WeEI1-
ten Bildungskatastrophe lıegen? Diese Steigerung der Abiturientenzahl 1St Ja auf weıte
Siıcht 11UI möglıch be1 einem entsprechend erhöhten Schülernachschub VÖII den unferen

Klassen der weiterführenden Schulen her Es Z1INg also 1964 zunächst die Erhöhung
der Gymnasiastenzahl Zanz allgemeın un: jeden Preıs, auch den Preıs der Le1i-
stungsfähigkeıt. Das 1st dann die Kehrseıite der 1964 einsetzenden Mobilisierung aller
Bildungsreserven.

S50 sinnvoll WAal, echte Bildungsreserven erschließen (das WAar damals nıcht -
bedingt ine ideologische, sondern ZU Teil ine rage der Verkehrsverhältnisse),
folgenschwer WAar CSd; dabei den Leistungsbegrift 1n dıe Kulissen verbannen. SO stieg

allein ın Nordrhein-Westfalen in den Jahren 51 die Zahl der Sextaner
VO 45 01010 1m Jahr auf über 66 01010 TDie Kultusminister unterstutzten den TIrend Mi1t

Jle Angaben und /Zıtate Pıchts Programm Pıcht, Die deutsche Bildungskatastrophe, 1n *
Chrıist 5881 Welt, 351 1964

Philologen- Jahrbuch Nordrhein-Westtalen 973/74, 450
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einer Reihe flankierender Mafßnahmen, VO  w denen spater noch sprechen 1St Das
Prinzıp WAar jedenfalls, NEUeE Wege 7A0 Abitur eröftnen und auf dem alten Weg
möglıchst alle Stolpersteine beseitigen. Alles hatte dem erklärten Ziel dienen:
Verdoppelung der Abiturientenzahl.

Picht stutzt Hr seinen Begriff der „Bildungskatastrophe“ VO  a} einer anderen Seite her
ab, un WTr mi1t dem Anteıl der Bildungsaufwendungen Bruttosozialprodukt. Die-
ser Anteil WAar ZWar bis 1958 auf 33 Prozent gestiegen, dann aber wieder abgefallen
auf knapp Prozent 1m Jahr 1962 Demgegenüber verweıst Pıcht auf andere europäl-
sche Staaten, Italien (3,4 Prozent); Frankreich (355 Prozent) un Schweden Zar
MItTt 4,1 Prozent. Damıt Staat „polıitisch un wirtschaftlich konkurrieren kann  L
fordert ıne Steigerung der Aufwendungen VO  >} den 3A Milliarden des Jahres 1961
auf 7y Milliarden 1M Jahr 1970 1970 wurden aber bereits 212 Milliarden aufgewen-
det, on selbstredend i1ne ZEW1SSE Inflationsrate abgerechnet werden mu{ Der LNECUC

Bildungsgesamtplan sıieht für 1975 schon / Milliarden für das Bildungswesen VOT,
für 1980 67 Miılliarden und für 1985 [03242 5 x10 Mılliarden. Das 1St ıne geplante Steige-
LUNS in Anteılen Bruttosozialprodukt VO  e’ 6,8 Prozent für 1975 über Prozent 1980
auf über Prozent 1M Jahr 1985 Man kann also beim besten W illen iıcht aScCh, NsSeTre

Bildungsplaner hätten nıcht reagıert.
Inzwischen iSt. die Entwicklung der finanziellen Grundlagen uNseTrer Biıldungsplanung

VO  e einer Sanz anderen Seite her edroht. Abgesehen davon 1St der Hınvweis Pıichts auf
die Bruttosozialanteile anderer Länder nıcht unbedingt schlüssig, weıl 112194  s deren Aus-
gangslage in Betracht ziehen mufß So 1St kein Zweıtel daran, daß Italıen oder Jugosla-
wıen DE Qanz andere Anstrengungen unternehmen mussen, allein schon den An-
schluß den mitteleuropäischen Schulstandard A gewınnen, als eLtwa die Bundes-
republik mıt iıhrem schon trühzeitig un breitflächig ausgebauten Schulwesen. Umge-
kehrt sollte Schweden MIt selinen 4,1 Prozent eher eın warnendes denn ein lockendes
Beispiel se1n, WE INa  w} die arbeitslosen, fachtremd beschäftigten un 1mM Verhältnis
ZUur Ausbildung unterbezahlten Akademiker betrachtet.

Be1 der Entwicklung se1nes Notstandsprogramms ezjieht Picht auch die staatlıche
Organısatıon der Bundesrepublik e1in. Da haben nach seiner Auffassung nıcht eLIw2 die
Kultusminister versagt, sondern das 5System unseres Staats, das den Ländern die Kultur-
autonomıe übergeben hat Wenn Pıcht hier einsetzt, geht ıhm noch nıcht ine
AÄnderung des Grundgesetzes; ohl aber se1 bıs 1964 e1n längst überfälliges, durchaus
verfassungskonformes „‚Gebot der Sachlogik“ ZSCWESCH, Wenn Bund und Länder gemeın-
Sa die anstehenden Probleme der Planung, Gesetzgebung, Verwaltung un Fiınanzıe-
IunNns uLlSerIe5S5 Biıldungswesens angefaßßt un: bewältigt hätten. Statt dessen kam
jener merkwürdigen Konstruktion der „Ständigen Konferen7z der Kultusminister“, dıie
tormal] wIıe iıne bundesweite Versammlung darstellt, oft aber eher dıe geme1n-
Same Länderfront den Bund herauskehrt. Hınzu kommt, da{ diese föderative
Versammlung, WenNnn S$1e einma] sıch zerstritten 1St, keine allgemein-verbindlichen
Beschlüsse fassen kann, WwW1e sıch das AaUus dem Grundgesetz klar erg1bt. Diese Rechtslage
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hat zuletzt noch bei der rage nach einheitlichen Lehrerausbildung schweren
Konfrontationen den Ländern selbst geführt Nun hat sıch aber SEeIT 1964 dieser
Hinsicht CIN1SCS n Schon 1965 wurde der Deutsche Bıldungsrat beschlossen, C1M

remıum 90000 Bundes- Länder- un Kommunalvertretern, das sıch MT Bedartfs-
plänen, Finanzierungsplänen un MITt der Struktur uUuNseIcs Bildungswesens befassen
hat 1970 wurde die Bund Länder Kommıissıon IN1L ähnlichen Kompetenzen 115 Leben
gerufen Mehr äßt die föderalistische Verfassung unseIcs Staats nıcht

Inzwischen hat Picht se1iNer „Antwort die Kritiker“ (1973) Forderungen
hier WI1C auch anderswo wesentlich weılıter gesteckt Von se1iNEN Angriften nach allen
Seiten 1U  ’ auch die Kultusminister nıcht mehr Aaus da 1ST die ede VO iıhrer
Dreistigkeit be1 der Abschätzung des Lehrerbedarts (I1 668), „Milchmädchenrech-

nungen“” werden ıhnen unterstellt (I1 668) „unvorstellbarer Dilettantismus“ (I1
671), un dabe]l „waschen sı1e ıhre Hände Unschuld“ (I1 672) Di1e Konfterenz der
Kultusminıister wırd als „verfassungswıdriges Monstrum“ bezeichnet (I1 674)

In SC1INECIN Programm VO  ' 1964 Zzielt Pıcht auf 4B0le weılitere Ursache UNSEGETET Bildungs-
MISCIC, nämlich die UOrganısatıon uUuNseICS dreigliedrigen Schulsystems, das SCIL dem

Jahrhundert orob gesehen die (firüher genannte) Volksschule, das ymna-
S1UINMN un die Uniıiversitat umfaßt Dieses Schulsystem habe sıch LLUT deshalb Jlange
halten können, weiıl SA sozialpolitisches Bewufstsein womöglıch noch rückständiger
1ST als Bildungswesen“ Man bezeichne NseIec heutige Gesellschaft SEIN als 53  —

bıl“ un: „nıvelliert“, übersehe aber, daß sıch unserer wissenschaftlich-technischen
7Zivilisation y CII Prınzıp klassenähnlichen Schichtung der Gesellschaft“ eNTt-

wickelt habe, nämlich die Abhängigkeıt des soz1alen Status VO  — den Bildungschancen,
die VO  3 den erwähnten Schulgattungen gewährt werden Diıiese estimmten damıt über
den Rangplatz des einzelnen der Gesellschaft über die Möglichkeiten des soz1alen
Aufstiegs, über die öhe des Einkommens, über die Gruppenrolle, etztlich [9) über
den Spielraum persönlicher Freiheit. (CSarantıert dieses Schulsystem dem einzelnen
16 gerechte Verteilung der Bildungschancen? Ist hıer die Chancengleichheıit ı Bil-

dung un Ausbildung gesichert? Picht behauptet lapıdar: Neın!
Manches sprach 1964 für diese Auffassung. WAar WAar die Sexta Aufnahmeprüfung

Gymnasıum schon weggefallen un durch CI u  9 AUuUS dem Unterricht der Grund-
schule erwachsenes Vertahren ersetzt un die Grundschulen delegiert worden
Wenn aber ein ınd einmal auf der Grund bzw dann Hauptschule verblieben WAafr,

konnte NUur un bestimmten Bedingungen Spater aut das Gymnasıum überwech-
seln Ebenso W Aar das Kind das den Absprung VO der Grundschule auf dıe Realschule

hatte, normalerweiıse auf den Realschulabschlufß festgelegt Eın Studium für den

Spätentwickler WAar damıt durchweg ausgeschlossen Zanz schweıigen VO  . den aupt-
schulabgängern, denen als Schulweg allein die Berufsschule un eın Zugang

Studium mehr offenstand

DIe Ausführungen Pıchts der Pädagogischen Zeitschrift 1973 werden folgenden als I1 M1t

Seitenzahl Z1iCilert
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Für diese Durchlässigkeit 1sSt inzwischen Entscheidendes geschehen, ohne dafß das be-
stehende Schulwesen „1nN seiınem gegenwärtigen Gefüge gewaltsam umgesturzt
wurde“, W 4ds Picht vewl1ssen Umständen verlangt hatte. (Das Gymnasıum FA

hat sıch seiner Jangen un Ww1e viele meıinen: verkrusteten Iradıition als sehr
1el flex1ıbler un anpassungsfähiger erwıesen, als VO  - manchen worden
WAar. Da der Wille des überwiegenden Teils der Eltern auf der Seite des Gymnasıums
stand, hat ohl bıs heute seinem UÜberleben beigetragen.) SO bedarf keiner Revo-
Jution, der Eingliederung uUunNseIer Zehnjährigen 1in Grundschule, Realschule oder
Gymnasıum das Odium des Endgültigen nehmen un eventuelle falsche Entschei-
dungen reparabel machen. Das geschieht heute ohne großes Aufheben während der

oder Klasse, un WAar Nur W 4S wichtig 1St 1mM Einvernehmen mMi1t den Eltern.
Eın weıterer Schritt auf dem Weg ZUr: Durchlässigkeit und weıter SUET: iındıirekten Er-

höhung der Abiturientenzahl Wr die Einrichtung der Realschul-Aufbauzweige, die
einzelnen Gymnasıen zentral tür eiınen bestimmten Kreıs VO  a Realschulen eingerichtet
wurden. Begabte Realschüler konnten nach der Klasse orthın überwechseln un mMi1t
dem Erlernen einer 7zweıten Fremdsprache (Französisch oder Lateın) eın reguläres
Reifezeugnis erwerben. 1ne noch gyünstigere Sıtuation eröftnete sich IAIE der FEinrich-
LUunNg der SOgENANNTEN „F“-Zweıge (fachbetonte), die Akzentulerung einzelner
Neigungsfächer un: Verzicht aut die Zzweıte Fremdsprache 1Ne fachgebundene
Hochschulreite vermittelten.

Fassen WIr die Forderungen Pichts VO 1964 auch dıe hiıer nıcht 1 einzelnen -
wähnten TIG Verdoppelung der Abiturientenzahl, Erhöhung der Lehrerzahl

60 Prozent, Reduzierung der Studienzeıit für Lehrer durch konsequente Stoftbe-
schränkung auf das Praxisnotwendige, Durchlässigkeit für Lehrer VO Grundschul-
lehrer bıs Z Universitätsprofessor durch immer weıtere Zusatzqualifikationen,
Durchlässigkeit für die Schüler aller Schulformen, ıne beträchtliche Erhöhung des Bıl-
dungsanteıls Bruttosozialprodukt, CHNSCIC Zusammenarbeit 7zwischen Bund un Län-
dern 1n allen Fragen des Bildungswesens. Sollte das alles nıcht bıs 1970 Realität A
worden se1n, werde die Bundesrepublik AIn naher Zukunft wirtschaftlich un poli-
tisch LLUTL noch ıne untergeordnete Rolle spielen“. Wenn WIr heute feststellen können,
dafß diese Forderungen weitgehend erfüllt siınd, sınd WIr trotzdem weıt davon eNt-

ternt, uns ylücklicher fühlen ob WITr die Auspowerung unserer Hauptschulen,
das Sich-verloren-Fühlen uNnseTer Schüler 1im Kurssystem oder den Streıit
die uCIl, angeblich emanzıpilerenden Lesebücher denken überall eın Ent-

fremdungseftekt, der nıcht 2anz 1n die Reformlandschaft paßt Das alles deutet dar-
aut hın, daß die Befürchtungen Pichts ma{ißlos übertrieben d  1, se1n Zahlenmaterial
iırrelevant un seine Schlufßfolgerung fragwürdig. der aber se1n Motıv WAar eın ganz
anderes als dıe Korrektur bestehender Verhältnisse un Strukturen.

In seinem Gegenangrift VO  3 1973 formuliert Picht seıne eigentlichen Absichten 1n
den prinzipiellen Punkten 1e] präzıser. Zunächst 111 se1ın Bildungspro-

ıcht isolıert, sondern als integrierten Bestandteil e1nes umtfassenden Infrastruk-
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Curprogramms für einen modernen Industriestaat verstanden wIissen. Nun gibt A aber
nıcht einmal heute (viel wenıger schon 1ne Gesamtbilanz eines csolchen Infra-
strukturbedartfs 1n Bund, Ländern un Gemeinden. Wenn behauptet, dafß „die Bıl-
dungsplanung seit 1964 11Ss Leere hınein entworten worden 1sSt  « (IIs 667), wirdc
den se1it 1964 unternommene Bildungsanstrengungen der Bundesrepublik kaum BC-
recht. Wenn weıter darauf beharrt, da{(ß jedes Zeugnis, jeder Leistungsnachweis 1in
unserem Staat al ın Berechtigungswesen gekoppelt 1St, das der Klassenstruktur des
19 Jahrhunderts entspricht, WEenn 1973 nach WwW1e VOT VO  - einer Vernachlässigung
der Erwachsenenbildung spricht (während n  u 7zwischen staatlıchem Bıldungs-
angebot un tatsächlicher Inanspruchnahme unterscheiden müßte), WenNnn 1 deut-
schen Schulwesen noch den alten, elıtären Bildungsbegrift des Jahrhunderts Vel-

MUTECL, der den Unterrichtsrealitäten VO  } heute wirklich nıcht mehr entspricht, nähert
sich Picht bedenklich einer penetranten Besserwissere1, der nıichts recht gemacht werden
kann und die jeden Erfolg auf der von ıhm selbst vorgezeichneten Bahn ignorıert. Ja;
noch mehr: Aus mehr als einer Stelle seines Vortrags VO  - 1973 spricht die Verachtung
gegenüber einer Gesellschaft, die sıch lieber VOIN Wirtschaftswunder korrumpieren als
VON pädagogischen Reformern umkrempeln jeß Und „ liebsten Zar keine
Abiturienten“ sähe (IL, 667), 1st 1ne solche Vorstellung Aaus mehreren Gründen ıne
absurde Utopie. der aber oll 1ne ‚soz1iale Revolution“ (1U; 669) in Gang ZESELIZT
werden, die alles bisher Erreichte bewufist 7zunichte macht?

Der Begriff der „Bildungskatastrophe“, AUS Zielvorstellungen der frühen sechziger
Jahre abgeleıtet, machte sıch 1mM Verlauf der Diskussion über Pichts Programm VO  3

1964 bald selbständig, wurde WESC seiıner Zugkraft VO  ; den Politikern usurpiert un
wanderte unauthaltsam 1n den Bereıich der Kulturpolitik. Dort wurde den längst
ıdeologisch eingefärbten Begriften der Chancengleichheit un der Bildungsreserve
gelagert, und 1U schälte sich WI1e ine Umkehrmotivation heraus: Hatte Pıicht
vorher die Polıitiker auf die Bedürfnisse des Bildungswesens drastisch aufmerksam A
macht, wurde die Bildungskatastrophe 1U ZU Vehikel einer nıcht mehr brem-
senden Aktıvıtät ulnseTrer Bildungspolitiker; S1e hat, mu{ Inan heute resignierend
teststellen, einer hemmungslosen Politisierung uUuNsSerTCc5S5 Bildungswesens Vorschub gelei-
STEetr Jle Sachentscheidungen 1 Bildungsbereich werden FAn Spiegelbild einer zuneh-
mend ideologischen Polarıisierung. In diesem Bereich besteht für den Politiker das „Lr-
freuliche“ ja gerade darin, da{ß ıne Verantwortung leicht 5 werden kann.
Während 1n der allgemeıinen Politik ıne Entscheidung oft unmittelbar das Ergebnis
zeıit1gt, tür das der Politiker geradezustehen hat, sind die Resultate bildungspolitischer
Entscheidungen erst nach Jahren (auch erst 1n Jahren wieder korrigie-
ren). Es kommt zZzu der verhängnisvollen Symbiose zwiıschen der anatischen Blindheit
des ideologisierten Pädagogen M1t der Machtfülle des pädagogisch wen1g informierten
Politikers. S50 mündet Pichts „Bildungskatastrophe“ in eınen Modellfall politischen
Fehlverhaltens, dem der Sınn für das Machbare abhanden gekommen 1St und das sich
1n utopıschen Zielvorstellungen verlıiert.
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Was Sagt die Statıistik heute?

Die direkte Auswirkung der Pichtschen Analyse auf das Bildungswesen der Bundes-
republik 15ßt sich zusammenfassend besten verfolgen in der Bedarfsfeststellung der
Kultusministerkonferenz, insbesondere 1in der Fortschreibung für 973/74 Danach
wuchs der Gesamtbestand A Schülern allgemeinbildender Schulen VO 961 bis 1,
un weıt mehr als ein Drittel VO  - 67 auf 92,6 Miıllionen. Im Za brachte die Ver-

etärkte Nachfrage nach Bıldung ıne auffällige Umschichtung innerhalb der Schulgat-
LuUNgeN. Der Schülerbestand der Hauptschule stagnıerte 971/72 fast gänzlich (einmal
als Folge des verstärkten Sonderschulangebots und dann infolge der gestiegenen Attrak-
t1Vv1ıtÄät VO Realschule und Gymnasıum), während der Anteıl Realschulen und
Gymnasıen VO  = 19,4 Prozent auf Z Prozent sti1eg.

Die Lehrerzahl al allgemeinbildenden Schulen 1St VONn TE 1 Verhältnis ZUur

Schülerzahl weıitaus schneller gestiegen un übertrat 19772 mMi1t 382 01010 den Bestand des
Tahres 961 7 WEl Drittel. SO erfreulich sich 1U diese Statistik auf den ersten Blick
ausnımmt, umm fraglicher wırd S1e bei eingehender Analyse. Dann stellt sich nämlich
heraus, dafß die Sonderschulen den Löwenanteil des Lehrerzuwachses schlucken, wäh-
rend die Gymnasıen mit wesentlich bescheideneren Zahlen zufrieden seın mussen. Be1
den Gymnasıen fällt noch erschwerend 1Ns Gewicht, da{ß der relativ eringe Lehrerzu-
wachs Zu Prozent autf der Einstellung VO  — Teilzeitlehrern un sonstigen Hiılfskräf-
ten beruht, die theoretisch INOTSCH schon wıeder ausscheiden können. Außerdem VOCI-

schweigt die Statistik, daß einzelne Fächer, wıe Er Mathematik un Naturwissen-
schaften, keinen nenne  erten Lehrerzuwachs Zz.u verzei  nen hatten.

50 beträgt 973/74 1in Nordrhein-Westfalen der Anteıl der nıcht erteilten Unter-
richtsstunden in den Naturwissenschatten 213 Prozent, in den Neueren Sprachen
19 Prozent und 1ın Deutsch 2;8 Prozent. Wenn iInNna  } sıch noch VOT ugen hält, Ww1e viele
Lehrer UÜberstunden erteilen (die mi1t Prozent veranschlagt werden können),
15r sıch CIINESISCH, da{fß das Gymnasıum seine Funktionsfähigkeit normalerweise schon
eingebüßt hätte. Damıt ware denn das Zie]l Pichts fast erreicht, das 1964 ankün-
digte Verdoppelung der Abiturientenzahl auch un den Preıs, dafß HSer Bildungs-
SyStem A4aUS$S dem Rahmen gesprengt würde, Wenn nıcht muit dem deutschen Gymnasıum,
dann dagegen.

Was wırd Aaus dem Abitur?

Nachdem WIir u11s langsam der Verdreifachung der Abiturientenzahl VO  — 961 nähern
und nach Ausweıs des Statistischen Bundesamts 1n den nächsten Jahren Nt einer
weıteren Verdoppelung rechnen haben, sollten WIr zufrieden se1in. ber das egen-
te1] 1St der Fall Die verzweitelte Lage 1St. schon oft beschrieben worden bis hın
Zu der Absurdıität, daß heute schon überwiegend Einser haben mufß, un studie-
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reN, oder da{fß die Musterabıturienten iıhrer blendenden Durchschnittsnote schuldig
seın ylauben, Medizin studieren, s$1e normalen Umständen n1ıe auf diese

Idee vertallen waren, während die leidenschaftlichsten Wünsche, dem Menschen als
Arzt helten, unberücksichtigt Jeiben. Wieviel Berufsethos, welches Kapiıtal KOÖön-
nen un Talent 1in beiden Fällen verschleudert werden, wird den bedauerlichsten
Dunkelziftern unserer 7z1ivilisatorischen Zukunft gehören.

So kommt In  3 dem Schlufßßß, daß das Reifezeugn1s MmMI1It seiner iıllusorischen Durch-
schnittsnote eın fragwürdiger Schein geworden 1St, Ja dafß „das Abıtur VOTLT dem Ruin  C
steht (Flitner). Das Gymnasıum hat versagt, heißt auf einmal, iındem allzu
schnell einem iınflatorischen Trend nachgegeben un viele Reifezeugnisse mMi1t vIie-
len Noten verteilt habe Der Grund für die Abiturientenflut lıegt doch nıcht 1ın
der ZensierungspraxI1s des Gymnasıums, sondern 1ın der ideologischen Nivellierungsab-
sıcht der grunen Schreibtische der Behörden. Ist da ein Wunder, WEeNN Öösterreichische
un Schweizer Uniıiversitäten das deutsche Abitur schon nıcht mehr anerkennen un
damıiıt deutschen Abiturienten einen möglichen Ausgang AUuUSs der Mısere verriegeln? Soll
annn die andere Alternative gelten: Abschaffung des Abiturs un dafür ıne Zulas-
sungsprüfung der Universität? Das ware Sar nıcht schlecht un würde auch VO

Gymnasıum MI1t Fassung9da Studienräte und e}  N Lehrerkonferenzen manch
schwerer Gewissensentscheidung enthoben waren. Leider erscheint aber dıe Übertra-
SUuNs der Prüfung die Unı1iversıtäten eın technısch 1 Moment unmöglıch. Die Uni1-
versıtäiäten selbst wehren sıch mi1t Händen un Füßen dagegen un schieben den Schwar-
zen Peter wieder dem Gymnasıum ZUuU „ Wenn INa  a} die allgemeıne Hochschulreife fest-
stellen will, mMu 388  } ohl die Inhalte des alten Gymnasıums nehmen. Etwas anderes
kann ıch MI1r aum vorstellen“, dazu Proi Roellecke, der Präsident der Westdeut-
schen Rektorenkonferenz.

Die Rektorenkonferenz w1es miıt starken Bedenken auch auf die Tatsache hın, daß
heute schon Prozent aller Studienplätze den Studienbewerbern ohne Abitur often-
stehen. Dieser Anteıl sol]] sıch och steigern. SO wiırd das Abitur unterlautfen VO  } Be-
werbern, deren Qualifikation nach Expertenaussagen keinen Vergleich mMi1t der der
Abiturienten ‚aushält, selbst W CN s1e Prozent ZzuLle un cehr gyute Abschlußzeug-
nısse aufzuweısen haben Dıie Fachhochschulreifte, dıe Reifeprüfung für Nıchtschüler,
die Zulassung zZu Studium ohne Reifezeugnis un die Eignungsprüfung für das Stu-
dium Pädagogischen Hochschulen ermöglıchen 1im Vereın mMi1it der Durchlässigkeit
7zwıischen den Einzelhochschulen be] ausreichendem eld- un: Zeitaufwand 1m Prinzıp
jedes Studium. Es kommt LLULI darauf d INa  =) sıch die besten Übergangsnoten holt
Damıt erhebt sich aber die Frage, weshalb sıch viele junge Leute diesen Um-
ständen den Belastungen einer Reifeprüfung unterziehen. Oftensichtlich hat das Abitur
immer noch einen gew1ssen Prestigeklang; außerdem hat sıch ohl herumgesprochen,
da{fß Inan als Abiturient, WE INa ersSt einmal studıiert, die eben erwähnten Neupriv1-
legierten nach ein DPaar Semestern ohne ühe überholt.
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Forderungen des Augenblicks
Als eın schwerer Planungsfehler der Bundes- un: der Länderregierungen dürfte siıch

allmählich die Tatsache abzeichnen, daß och keine Reform des Berufs- un Lautbahn-
rechts 1ın Angriff IM worden 1St un daß 9858  — sıch auch noch nıcht den Stand-
punkt der Wirtschaft eigen gemacht hat, wonach die Qualifikation innerbetrieblich
ausgebildeter Abiturienten prinzıpiell der der Hochschulabsolventen gleichzustellen 1St
Mıt der Öffnung des Höheren Dienstes auch für Abiturienten mit Qualifikationskursen
ware eın echtes Alternativprogramm ZU Studium gegeben. Bıs Jetzt kam NUur

WEe1 Modellversuchen der Bund-Länder-Kommission, nämlich ZUr:F Errichtung 7zweler
Berufsakademien (Mannheim un: Stuttgart) für den So  ten dualen Ausbildungs-
2angs, die 1n einem dreijährigen Lehrgang 1m Wechsel zwiıischen Akademie un Betrieb
Abiturienten ZU Betriebswirt oder ZU Ingenieur ausbilden. Der Vorteıil dieses Wegs
lıegt darın, da{fß sıch die Studenten nıcht W1€e beim Scheitern 1mM Hochschulbereich auf
das beruflıch ırrelevante Abitur, also praktisch aut den Punkt ull zurückgeworfen
sehen, sondern ungeachtet des Versagens 1n der Akademie trotzdem in einen CENTISPrCE-
chenden Beruf, WeNn auch miıt vermınderten Ansprüchen, einzugliedern sind. Dıie rage
1St Nur, ob die Ausbildungsqualität dieser Akademien un die dort erworbenen Auft-
stiegschancen genügend Anreız bieten, den Vorstellungen der Abiturienten VO

Sozlalprestige entsprechen. ber 11SCTE jJungen Leute werden ihre Ansprüche ohne-
dies reduzieren mussen.

i1ne andere Alternative hat die Bundesanstalt für Arbeit 1ns Auge gefaßt un: der
Kultusministerkonferenz SOWI1e den anderen Gremıien empfohlen. Da ach Experten-
schätzungen jJahrlich rund 18 01010 Studenten die Universität ohne Abschlußprüfung
verlassen (diese Zahl dürfte sıch noch steigern), sollen die Hochschulen Leistungsnach-
weıise einführen, die Aufschluß geben über die bıs Z Studienabbruch erworbenen
verwertbaren Kenntnisse un Fähigkeiten. ber die Methode der Erstellung elines sol-
chen Nachweises schweıgt sıch die Bundesanstalt Aaus, Dabei steckt der Teutel doch gC-
rade 1mM Detaıil. Wer die Mentalıität ullserer Studenten kennt un ıhre paniısche ngst
VOTr eiınem irgendwie geaArtetLeEN Zwischen-Leistungsnachweis, der sieht die schlimmsten
Konfrontationen 1mM Studienbetrieh schon 1mM OTaus. Mıt einem derartigen Abschlufßs-
Leistungszertifikat müßte aber gleichzeitig schon Klarheit darüber geschaften se1n,
welcher Stelle und mıiıt welchen Aussıichten dıese Studienabbrecher VO Staat oder VO  -

der Wırtschaft übernommen werden könnten.
Eftektiv 1St aber 1m Augenblick für den einzelnen Studenten und Abiturienten kei-

nerle1 Hılfe Aaus der Mısere des Uumerus clausus abzusehen. Hıer wächst ıne große
Anzahl VO  e} Arbeitslosen eigener Art heran, die sıch 1n beängstigender Weıse die eNtT-

sprechende Zahl der Wirtschaft anglıedert.
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Berufliche Bildung der Zukunft

Auf lange Sıcht hın mussen Staat, Gesellschaft un Bildungspolitiker 1in ine grund-
legende Neubesinnung über die Rolle der Berufsbildung eintreten. Es 1St merkwürdig,
da{fß sıch dieser Bereich bıs heute nıcht VO  - dem uch patriarchalisch-starrer Ordnung
un provinzieller Rückständigkeıit freı machen konnte. Bisher konnte in  =) den Eın-
druck haben, da{fß alle Bildungspolitiker über den Fragen des Gesamtschul-, des ymna-
sial- un des Universitätsbereichs die Belange der Berufsbildung als einen gegebenen,
aber mehr als lästıgen Appendix ansahen. Wıe wen1g attraktıv diese Schulsparte für
dıe Lehrer celbst ISt, zeıgt allein die Tatsache, daß der Lehrermangel den berufsbil-
denden Schulen erst zuallerletzt, das heißt 1n Jahren behoben sein wird. Nachdem
aber dıe Lehrlinge se1t eın Paar Jahren ein sozialpolitisches Selbstverständnis EeNT-

wickeln beginnen, werden S1€ auch für die Parteıen als gesellschaftliche Gruppe zuneh-
mend interessant. I)as Hın un: Her un die Lehrlingsausbildung 7zwischen Bund un
Ländern, Gewerkschaft un Industrie un den einzelnen Parteien 1St eın untrügliches
Indiz dafür un beweist offenbar die Schwierigkeıt einer Übereinkunft allein schon 1
Vorteld be1 den Finanzierungsfragen. Wıe schwer dürftte das werden, WE das
Wesentliche yeht, die Erarbeitung e1nes überzeugenden, attraktıven un zeitgemäßen
Bildungskonzepts. Heute, die wiederzugewinnende Funktionsfähigkeit uUu1llsSec-

1CS Bildungssystems un die Reduzierung überbordender Abiturientenzahlen gyeht,
kommt der Berufsbildung 1ne wichtige Rolle Es mü{fste ein Konzept se1n, das A}  3

seiner Praxisbezogenheit ausgeht un nıcht MIt einem Auge doch wıieder auf eiınen

irgendwıe erreichenden Akademikerstatus schielt. Sollte heute tatsächlich seiN,
da{ß Kerschensteiner un Gaudig vollends vVeErSCSSCH sind?

Die Problematik der beschriebenen Situation 1St WwW1e€e vieles in der deutschen Bil-

dungslandschaft durch bestimmte, nach w1e VOI wirksame Impulse A US unseIrer Bil-

dungsgeschichte erklären. Vorfixiert durch die bürgerliche Bildungsideologie des
Jahrhunderts, STAarrtt die deutsche Gesellschaft gebannt autf den Akademiker und

se1ne Prestigefunktion 1mM Sozialgefüge. Wenn für das Individuum des Jahrhun-
derts ıne gesellschaftliche Steigerung vab, dann NUur durch das Verlassen des bisherigen
Sozialbereichs un: den Übertritt 1n den VO Abitur un Studium bestimmten oberen
Stand Literatur und Lebensberichte des Fın de siecle sind voll VO den Intrigen, den
Überheblichkeiten un: den seelischen Verängstigungen, miıt denen eiıne auf akademische
Exklusivität edachte Bourgeoıisıe den Homo OVU! empfing. Zum Selbstverständnıis
eiıner solchen angeblich urbanen Gesellschaft gyehörte natürlich auch, Bildung MI1t
akademischer Bildung yleichzusetzen, dann die berufliche Biıldung als zweıtrangıg
abzuqualifizieren.

YSt VOTL kurzem hat der bayerische Kultusminister Hans Maıer aut dem Saarbrük-V V E Y O D SA Y ker Berufsbildungskongrefß ein1ges Beherzigenswerte diesem Problem DeESAaQL Er

Dıie Gesellschaft der Unwissenden, 1n * Dıie Zeıt 19735; Nr. 15

4672E



Georg Picht und die Folgen

entlarvt die heutige Reformplanung miıt dem „Kampfruf nach mehr Abiturienten“
und der Gleichsetzung VO Bıldung MmMIiIt Abitur un Akademikerstatus als 1ım eigent-
lichen Sınn konservatives, längst überholtes Denken. In der „Konzentratıon auf die
allgemeıne Bildung“ bei gleichzeitiger Ausblendung der beruflichen Bıldung hat die
„tradıtionelle deutsch-idealistische Biıldungsidee einen etzten Pyrrhussieg errungen“,
indem die Ziele ZWar erreicht wurden, aber Begleitumständen, die als Fiasko auf
die Bıldungsplaner zurückschlagen. Miıt anderen Worten: Wenn WITL, W1e schon STAa-
tistisch erhärtet, für 1980 un den Schulabgängern aller Art MIt Prozent Studien-
anwartern rechnen mussen, aber LLUTE für Prozent echte Beruftsmöglichkeiten ZUF

Verfügung stehen, dann gyarantıert das Abitur keine Privilegien mehr.
Dıie Überbewertung der Allgemeinbildung, jahrhundertelang VO der Vor-

herrschaft der Theorie über die Pfaxıs, der Wıssenschaft über die Technik, der Grund-
lage über die Anwendung, wırd egalisiert werden V.C©.  e der uns alle 1n immer weıterem
Ma{fiß umschließenden Spezialısierung, die allen, Akademikern un Nıchtakademikern,
NUur noch ein „intensiıves Ausschnittswissen“ ermöglıicht, dem „breite Zonen des iıcht-
1ssens“ angelagert sind. Die Bıldung der Zukunft wird infolge der „Qualifizierung
(des Teilwissens) durch Vertietung“ 1n den Unıiversitäten un 1n den berufsbildenden
Instituten repräsentiert Sein.

AÄngesıichts der drohenden Akademikerschwemme oreift Maıer auch eherzt e1n
Tabu a das sıch dem Deckmantel der demokratischen Freiheit verbarg: das
Ungleichgewicht, die NAausgewWwOSCHE Integration VO Bildung, Beruf un gesellschaft-
lıchem Bedarf. Unangefochten valt doch die Meınung, der individuelle Bıldungsan-
spruch se1 das eiNZ1g legitime Steuerungsmoment einer freiheitlich-demokratischen Bets
dungsplanung. Der Staat habe auf indivıduelle Ansprüche reagıeren
prognostisch steuernd agıeren un dürfe den Bedarf nıcht AT Ma{fstab der Bil-
dungsplanung machen. Maıer weıst diese Auffassung als ırrıg ab Damıt Zzewıinnt die
Bildung über dıe Komponenten der Liberalität un des utonomen Individualismus
hıinaus jene „soziale un berufliche Dımension“, deren Fehlen oft 1Ur die Verteidigung
der „tradıtionellen Akademikerherrschaft“ bedeutete. Dann aber ware konsequent,
Jüngeren Handwerkern ebenso WwIe den Studenten Stipendien eLIw2 nach der Art des
Honneter Modells anzubieten. iıne Expansıon VO  w Bildung annn in Zukunft HLE noch
1m Gleichgewicht 7wıschen beruflichem und allgemeinbildendem Schulwesen erfolgen.

Dazu gehört aber, müßte In  } Maıer erganzen, dringend die Entwicklung e1ines
Berufsethos des gelernten Arbeiters und Handwerkers. Es darf freilich nıcht VO dem
Iragwürdigen Leistungsbegriff der Wohlstandsjahre seınen Ausgang nehmen, sondern
sollte auf die Handwerkstradition zurückgreifen. Dieses Handwerks- un Arbeits-
ethos, 5 VO dem überwiegenden Teıl der Bevölkerung, durchsetzt miıt eigen-
ständıgen Maßstäben, müfte MmMIt Selbstbewußtsein, Selbstverständlichkeit un Stolz
neben die anderen, bisher allein als attraktıv geltenden Bıldungsgehalte retfen Nur

kann sıch, wıe Maıer Sagt, „eıne soz1ale Gleichwertigkeit unterschiedlicher Fähig-
keiten als Voraussetzungen staatsbürgerliıcher Egalıtät entwickeln“, die Pıcht un die
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Reformer nach 1964 1n der Verteilung VO Abiturscheinen ohne Wert auf breitester
Basıs verwirklichen suchten.

Wıe steht heute mıiıt dem Lehrermangel?

egen Ende des Jahres 1974 hat siıch die Diskussion die NeUeEe Bildungskata-
strophe ausgeweıtet auf eın Gebiet, INa  , das noch VOTLT 7wel Jahren kaum
hätte: Man spricht VO  a eiınem eventuellen Lehrerüberschuß 1n den kommenden Jahren.
eorg Picht begann seiıne Polemik dıe Bildungskatastrophe miıt dem n  u
umgekehrten Argument des bedrohlichen Lehrermangels. Nachdem aber schon 1970
MI1t aller gebotenen Vorsicht gelegentlıch auf diese 1NEUEC Entwicklung hingewlesen
wurde WAar Ja geradezu gefährlich, 1n der Oftentlichkeit Pichts Ausgangsposıtion

bezweiıteln klären sich Jetzt zunehmend Zahlen un Fronten der EU! Dıs-
kussion.

Picht selbst eharrt 1n seiner Stellungnahme VO  z 1973 auf der Feststellung des Leh-
rermangels. Die überfüllten Klassen, der VO  } fachfremden Lehrkräften erteilte Unter-
richt, der Prozentsatz des ausfallenden Unterrichts und der UÜberstunden scheinen
ıhm recht geben. Das verleıtet ıh ohl auch dazu, alle Hınweise der Kultusminister
autf dıe künftig überzähligen un arbeitslosen Lehrer als „Dreistigkeit“ (LE 668) abzu-
u  =) Gerade deshalb aber ware MI1t ein1ıgem echt umgekehrt fragen, ob nıcht
die anz Reformerschar se1it 1964 WAar, die den Ansturm der Schüler auch einer Masse
VO  an ungee1igneten auf das Gymnasıum provozıert hat un mitverantwortlich 1St da-
für, da{ß der Kampf die bessere Relation zwischen Lehrernachwuchs un Schüler-
zahl nach w1e VOTL dem Wefttlaut 7zwischen dem Hasen und dem Igel gleicht. Heute
aber trıtt 7 A Kultusminister Girgensohn VO  3 Nordrhein-Westfalen VOT die Oftent-
lichkeit un: Wagt die Prognose: „1985 haben WIr 6/ 01010 Lehrer zuviel.“ Indem
damıt 1ine Prognose der Länderfinanzminister-Konferenz übernimmt, wırd ıhm VO  -

anderer interessierter Seite Prompt ein getrübter pädagogischer Blick bescheinigt; NUur

efindet sıch gerade hier 1n Gesellschaft miıt der Bund-Länder-Kommissıion, die
sıch inzwischen mehrfach der VO  ’ ıhr aufgestellten Rechnung ekannt hat, dafß nıcht
jeder Student des Lehramts mi1ıt eiınem ANSCHILECSSCHNECH Arbeıitsplatz rechnen könne. Und
Wissenschaftsminister Rohde erwahrte siıch 5  n die Möglichkeıit, dafß Junge Menschen
für einen Beruft ausgebildet werden, den S$1Ee dann nıcht ergreifen können.

Natürlich laufen alle betroftenen Berufsorganısationen Sturm derartıge Pro-

NOSCIL Dıie tiefere Ursache des ganzch Streıits liegt 1ın der fraglichen Aussagekraft
gewlsser statistischer Größen un ıhrer Auswirkung auf dıe Bedarfsfeststellung der
Kultusminister: Man denke 1Ur das Ausmafß des „Pillenknicks“ ın den kommenden
Jahren oder die Entwicklung der Relation Schülerzahl pro Lehrer un Klasse. Was

padagogisch erwünscht 1St, wıssen WIr Sanz NauU, W as aber Ainanzıiıell vertretbar ist,
wiırd möchte INan tast asgch 1M Vorderen Oriıent entschieden. Jedenfalls 1St dıe
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Senkung auf Schüler Pro Lehrer ine Jahrhundertaufgabe un: nıcht die Sache VO  }

eın Paar emphatischen Reformjahren, Ww1e Inan das vielleicht geglaubt hat
Halten WIr uns lieber A dıie Prognose einer nıcht direkt beteiligten Institution, nam-

lich des Deutschen Industrie-Instituts. Danach haben WIr aAb 975/76 e1in Überangebot
Grundschullehrern rwarten, das 1980 bereits dıie Zahl] 01010 erreicht. Im Be-

reich der aupt- und Realschulen sSOWIl1e des Gymnasıums bis Klasse werden siıch
Bedart un Angebot Lehrern bis 1978 ausgleichen. 1980 wird hier ein Lehrerüber-
schuß VO  3 49 01010 verzei  nen se1in. In der Oberstute des Gymnasıums 1St IYST aAb
19872 mi1ıt einer Deckung des Bedarftfs rechnen, während 1n den berufsbildenden
Schulen noch bıs 1985 ein Lehrermangel befürchten 1St IDiesen Zahlen müßte noch
ıne Analyse nach den einzelnen Schulfiächern ZUuUr Selite gestellt werden. Denn
absehbarer „globaler Marktsättigung“ können natürlich partıell große Bedarfslücken
weıterbestehen. ine davon dürfte ohl die chronische Unterversorgung 1n Mathema-
tik un 1n den Naturwissenschatten se1n, deren Bedrohlichkeit für die wirtschaftliche
Konkurrenzfähigkeit unNnseres Staats schon VO Picht betont wurde. Die Bund-Länder-
Kommission hat ıne derartige, autf das Bundesgebiet bezogene Bedarfsanalyse für die-
SC5 Jahr angekündigt. Diese Daten könnten für die Planung 1mM Hochschulbereich un
be1 der Studienorientierung UMNSCEET Abiturienten echte Entscheidungshilfen werden.

Ende der Bildungseuphorie

Das Ende der Bildungseuphorie, das sich hıer auf statistischer Basıs ganz nüchtern
abzeichnet, rückt mehr un mehr auch 1n das Bewulfßfötsein der Oftentlichkeıit. Nun auf
einmal hört INnan VO fachkompetenter Seıte, da{fß Picht mMI1t der „Bildungskatastrophe“
VO  3 1964 „einen mMI1t allem Raffinement 1n Szene gesetzten Bildungsboom“ ausgelöst
habe7 Und W C111 Finanzminıster Apel feststellt, erfülle ıh „mit Befriedigung, da{f
der Begriff ‚Leistungsgesellschaft‘ 1n Mode kommt“, sınd das AÄußerungen, die früher
einem politischen Harakiri gleichkamen, 1U aber den Trendumschwung 1n der öftent-
lıchen Bildungsdiskussion csehr deutlich machen. Ganz sicher sınd die Einwände DSCHC
die bisherige Bildungsplanung primär VO  3 Ainanzıellen Erwagungen bestimmt; aber

1St Traumtänzereı und pädagogischer Snobismus, WECI111 die interessierten Berufs-
verbände die bedrohten fnanziellen Grundlagen der bisherigen Planung eintach 12NO-
teren. Wo 1964 darauf ankam, die Gesellschaft für Bildungsiragen interessieren
und S1e mobilisıeren, da wird S1e 1975 vernünftigerweise wieder auf die Deckung
der primären Bedürfnisse aller umgelenkt un Zurückdrängung der bisherigen bil-
dungspolitischen Forderungen. Wır werden noch erleben, daß die Reformpläne der
spaten 600er Jahre als maßlose un übertriebene Belastung des Bruttosozialprodukts
ZUgUNSTteEN einer kleinen Gesellschaftsgruppe, der Studenten, verketzert werden.

Höhere Schule 1974, 12 ( „Blickpunkt“‘) }
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Dıie Einwände Picht sollten aber nıcht cehr auf bloßen Zahlen fußen, SON-

dern prinzıpieller gefaßt se1n. Eın Vorwurf müfte lauten: Während Picht das Pro-
blem, gebannt VO  = der scheinbar absoluten Aussagekraft der Zahl, rein quantıtativ
ang1ıng, blieb der Schüler als Mensch in dem Qanzen Wust V'O: Polemik, Argumenten,
Folgerungen und Forderungen ausgeklammert. Grotesk 1sSt die Annahme, INa  = brauche
1Ur mehr Miılliarden, die dann die benötigten Abiturienten produzıieren. Dıie entschei-
dende Komponente be] dieser Planung 1St in Wirklichkeit doch die optimale Aus-
NUtZUNg der Räume und Geräte durch den verantwortungsvollen Schüler. Nirgendwo
1n der Sanzen Reformdiskussion hat die Presse ine echte, harte Forderung 1n dieser
Rıchtung den deutschen Schüler überliefert. UÜberall las un hörte INa  . NUur lau-

Phrasen, keinerlei Verbindlichkeit beanspruchende Empfehlungen 1m Stil der
Sonntagsreden. Auft der Seite der Schüler War NUr die ede VO Liberalisierung, man-
zıpatıon un Miıtbestimmung, un: der Staat hütete sıch, widersprechen. Niemand
sprach VO  e} der Pflicht gegenüber der Gemeinschaft, deren erkaufte Leistung für
das Bıldungswesen den Schüler ZUr Gegenleistung verpflichtet. Dıie Begrifte „Leistung”
und „Ordnung“ wurden 1n eıner Art Doppelstrategie VO den Schülern der Basıs
un VO  w} den Schulideologen mMi1t der Theorie unterlauten un als konservatıve ück-
ständigkeit difamiert. Oftenbar schlagen WIr Deutschen uns noch jahrzehntelang MI1t
der Antınomıie der „Freıiheıit der Persönlichkeit“ un den unumgängliıchen „Zwängen
des menschlichen Lernprozesses” herum, ohne einer pragmatischen Lösung
gelangen.

Zehn Jahre ärmender Reformeuphorıie sınd NUsS Die elit sachlıicher, nüchterner
Planung ISt gekommen. Man mu{ß sıch MI1t den harten Tatsachen abfinden lernen.
Leider aber 1St nıcht einmal heute die bessere Einsicht, sondern der harte Zwang
der finanzıellen Verhältnisse, der uns Z Vernunft zwıngt un den Spuk unerwünsch-
ter Bildungsgeister hinwegfegt. Der oroße Fehler Pichts Wr CDy das Abgleıten se1nes
Programms 1in die ideologisch gepragte Diskussion nıcht verhindert haben Auf-
schlußreich 1St da se1n Stolz „auf die elementare Gewalt“ des se1it 1964 vollzogenen
Bewulfstseinswandels, „der nıcht mehr eingedimmt werden annn  < (I1I; 676) ber auch
die hervorgerufenen Ansprüche Bildungssystem können nıcht mehr befriedigt
werden. [)as 1St die VO  e Pıcht „explosiıve Sıtuation“. Wır hören seinen
Kommentar z Lage Belassen WIr CS dabej un machen WIr uns die Arbeit. Tau-
sende tehlgeleiteter Studenten sınd VEISOTISCHH, das Bildungswesen MUu wıeder funk-
tionstähig gemacht werden. Pichts Programm wırd dabej nıcht helten können.
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